
Bundessozialgericht

11 RA 64/75
I m N a m e n d e s V 0 l k e s

Verkündet am
16. Dez. 1975 U .

, Reg‚Haupt8ekr. r t e l 1

als Urk.Beamter

d. Geschäftsstelle in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ‚.„...... ..... ‚.°..o.‚

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 16. Dezember 1975

hin durch den Vorsitzenden Richter Dr° B u s s,

die Richter Dr“ Z i m m e r und

G e i g e r — N i e t s c h und die ehren-

amtlichen Richter B l ä t t e l und H o e s c h

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom
28. Februar 1975 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsver—

fahrens sind nicht zu erstatten„
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G r ü n d ea

Die 1946 geborene Klägerin war von September 1967 bis

Februar 1972 und seitdem nicht mehr rentenversicherungs—

pfliohtig beschäftigt, Ihren im Februar 1974 gestellten

Antrag auf Beitragserstattung lehnte die Beklagte mit der

Begründung ab, die Klägerin sei nach 5 10 Abs. 1 des
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) i.d.F. des

Rentenreformgesetzes (RRG) vom 19. Oktober 1972 zur
freiwilligen Versicherung berechtigt.

Die Klage hatte in den Vorinstanzen keinen Erfolg. Das

Landessozialgericht (LSG) hielt es für unerheblich,
daß die Klägerin, als die Versicherung8pflicht entfiel,

sich noch nicht weiterversichern konnte; entscheidend

sei die Befugnis im Zeitpunkt der Antragstellung.

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Klägerin,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Beklagte zur Erstattung der von September 1967

bis Februar 1972 entrichteten Beiträge zu ver—
urteilen.

Sie rügt eine Verletzung des 5 82 Abs. 1 AVG. Nach
dessen Fassung vor und nach Verkündung des RRG komme

es für das Recht zur freiwilligen Versicherung

auf den Zeit■ünkt an, in dem die Versicherungspflicht

entfällt. Das Gesetz lasse nur beim erneuten Eintritt

von Versicherungspflicht die rückwirkende Vernichtung

des Erstattungsanspruchs zu, nicht auch bei später,

eintretender Berechtigung zur freiwilligen Versicherung.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.
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II

Die Revision ist nicht begründet; die Klägerin hat
keinen Anspruch auf Beitragserstattung.

Da der Erstattungsantrag erst nach Inkrafttreten

des RRG gestellt ist und dieses für Erstattungen

keine Ubergangsvorschriften enthält, ist der Erstattungs-

anspruch nach 5 82 Abs. 1 AVG i.d.F. des RRG zu
beurteilen (vgl. BSG 10, 127, 129). Nach dessen Satz 1

ist dem Versicherten auf Antrag die Hälfte der

entrichteten Beiträge zu erstatten, wenn die Ver—
sicherungstlicht in allen Zweigen der gesetzlichen

Rentenversicherung entfällt, ohne daß das Recht zur
freiwilligen Versicherung besteht. Nach Satz 5 kann
der Anspruch nur geltend gemacht werden, wenn seit dem

Wegfall der Versicherungspflicht zwei Jahre verstrichen

sind und inzwischen nicht erneut eine versicherungs—

pflichtige Beschäftigung ausgeübt worden ist. Wie das

Bundessozialgericht (BSG) wiederholt entschieden hat,
entsteht hiernach der E15tattungsanspruch mit der

Stellung des Antrags, sofern zu diesem Zeitpunkt die

übrigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind

(BSG 10, 127, 129; SozR Nrn. 14, 15 zu 5 1505 EVO). Zur

Zeit der Antragstellung aber hatte die Klägerin durch

die Neufassung von 5 10 Abs. 1 AVG bereits das Recht

der freiwilligen Versicherung erlangt; die Voraus—

setzungen des Erstattungsanspruchs waren damit nicht

erfüllt.

Allerdings mag der Wortlaut von 5 82 Abs. 1 Satz 1 AVG

auch die Deutung zulassen, es komme allein auf das Fehlen

eines Versicherungsrechts im Zeitpunkt des Entfallens der

Versicherungspflicht an. Eine solche Auslegung, die am

buchstäblichen Sinn der auch sonst sprachlich ungenauen
(vgl. BSG 10, 127, 150) Vorschrift haftet, widerspricht

jedoch Sinn und Zweck der Erstattungsregelung; sie würde

zu Ergebnissen führen, die nicht vom Gesetzgeber gewollt

sein können.
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_ 4 _

Die Beitragserstattung wurde 1957 im Hinblick auf die

damalige Erschwerung des Weiterversicherungsrechts ein-

geführt; sie sollte den vom Verlust des Weiterversicherungs—

rechts Betroffenen einen Ausgleich bieten (BSG 14, 5%, 55;

BVerfG AozR Nr. 67 zu Art. 5 GG), allein im Bedürfnis eines

solchen Ausgleichs findet sie ihre Rechtfertigung (vgl.

BSG 10, 127, 129; BVerfG Nr. 16, Ab 15 Es zu Art. 14 GG).

Demgemäß hat das BSG einen Erstattungsanspruch nicht schon

deswegen verneint, weil im Zeitpunkt des Entfallens der

Versicherungspflicht ein Weiterversicherungsrecht bestand,

sondern es allein auf das Bestehen eines solchen Rechts

z.Zt. des Antrags abgestellt (vgl. BSG 10, 127, 129; 14,
5 , 54 ff). Daran ist auch hier festzuhalten.

Widerspricht es schon dem Sinn und Zweck des 5 82 Abs. 1 AVG,
dem Versicherten die Wahl zwischen Beitragserstattung und

freiwilliger Weiterversicherung zu überlassen (BSG 14, 5%,

56; SozR Nr. 14 zu 5 1505 EVO), so muß das erst recht dort

gelten, wa - wie das hier der Fall ist — eine Beitrags—

erstattung das Recht der freiwilligen Versicherung un—

berührt lassen würde. Unter der Geltung des früheren

Rechts wären in aller Regel durch eine Beitragser—

stattung die in einer früheren Beitragsleistung zu

findenden Grundlagen eines Weiterversicherungsrechts

zerstört worden; nur durch eine Entrichtung von mindestens

60 Monatsbeiträgen in der Zukunft hätten diese Voraus—

setzungen neu geschaffen werden können. Demgegenüber

würde eine Beitragserstattung die Klägerin nicht hindern,

nach 5 10 AVG n.F. freiwillige Beiträge zu entrichten.

Es ist kein Grund ersichtlich, der den Gesetzgeber zur
Zubilligung eines Erstattungsanspruchs in Fällen dieser

Art veranlassen könnte. Eine solche scheinbare Begünstigung

eines Teiles der zur freiwilligen Versicherung Berechtigten

stünde zudem im Widerqnnu■12u der auch in der Streichung

von 5 8} AVG durch das Finanzänderungsgesetz 1967 zum
Ausdruck gekommenen Tendenz, den Versicherten den einmal

erlangten Versicherungsumfang zu erhalten und ihnen den

weiteren Ausbau ihres Versicherungsschutzes zu ermöglichen

(vgl. BSG 53, 177, 182).
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_ 5 _

Nach alledem war die Revision mit der auf 5 195

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) beruhenden Kosten—

entscheidung zurückzuweisen (% 170 Abs„ 1 SGG)°

Dr‚ Buss Dr„ Zimmer

zugleich für Richterin
am Bundessozialgericht
Geiger-Nietsch, die
beurlaubt ist°
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